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Todesschuss in Lauf: Bayerischer
Flüchtlingsrat fordert umfassende

Untersuchung
Asylbewerber in Lauf stirbt durch Polizeischuss nach

mutmaßlichem Angriff - Bayerischer Flüchtlingsrat fordert
umfassende Untersuchung. Tragischer Vorfall am Laufer S-

Bahnhof löst öffentliche Diskussion aus.

Polizeieinsatz in Lauf führt zu tragischem
Ausgang für Asylbewerber

Ein Polizeieinsatz am Laufer S-Bahnhof endete tragisch, als ein
geduldeter Asylbewerber aus dem Iran am 30. Juni 2024 drei
Polizeibeamte mit einem Messer angriff. Infolgedessen wurde
der Asylbewerber durch den Schuss einer Polizistin tödlich
verletzt. Dieser Vorfall hat den Bayerischen Flüchtlingsrat
alarmiert, der am 4. Juli 2024 an die Öffentlichkeit trat. 

Bayerischer Flüchtlingsrat fordert
Untersuchung des Vorfalls

Der Bayerische Flüchtlingsrat äußerte sein tiefstes Beileid
gegenüber den Freunden und Angehörigen des Verstorbenen
und betonte die Herausforderungen, mit denen Polizeibeamte
täglich konfrontiert sind. Die Organisation fordert eine
umfassende Untersuchung des Vorfalls, um zukünftige
Tragödien zu verhindern und präventive
Unterstützungsangebote zu stärken. 

Notwendigkeit von differenzierter



Betrachtung in Asylpolitik

Der Einsatz von migrantisierten und geflüchteten Personen bei
Polizeieinsätzen stellt laut dem Bayerischen Flüchtlingsrat eine
erhöhte Gefahr dar, tödliche Gewalt zu erfahren. Es ist wichtig,
diese Risiken auf allen Ebenen der Gesellschaft zu diskutieren,
um sicherzustellen, dass alle Menschen gleichermaßen
geschützt werden. Der Verein fordert daher deeskalierende
Maßnahmen für Polizeibeamte und psychosoziale Angebote für
Menschen in Krisensituationen. 

Kritik an pauschalisierenden Aussagen zur
Asylpolitik

Der Bayerische Flüchtlingsrat weist die pauschalisierenden
Forderungen des Bayerischen Innenministers Joachim Herrmann
zur Asylpolitik zurück. Es sei nicht wissenschaftlich belegt, dass
von Geflüchteten pauschal eine Gefahr ausgehe. Dennoch ist die
Kriminalität im Zusammenhang mit Zuwanderern als
Tatverdächtige signifikant gestiegen, was eine differenzierte
Betrachtung erfordert. 

Ausweitung von psychosozialen Angeboten
statt verstärkter Ausweisungen

Anstatt auf pauschalisierende Forderungen zu setzen, appelliert
der Bayerische Flüchtlingsrat an die politischen
Entscheidungsträger, die Diskussion um Migration und
Sicherheit sachlich und differenziert zu führen. Statt vermehrter
Ausweisungen von straffälligen Geflüchteten zu fordern, sollten
mehr psychosoziale Angebote und deeskalierende Maßnahmen
implementiert werden, um die Integration und Sicherheit aller
Menschen in der Gesellschaft zu gewährleisten. 
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